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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Zucker an das 
UNRWA im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe auf Grund des Abkommens vom 
18. Dezember 1972 mit diesem Hilfswerk 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 209, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das am 18. Dezember 1972 zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfs- 
werk der Vereinten Nationen für die Palästinaflücht- 
linge (UNRWA) geschlossene Abkommen über die 
Hilfeleistung an Flüchtlinge in den Ländern des 
Nahen Ostens^) - nachstehend „Abkommen" ge- 
nannt - sieht die Lieferung einer jährlichen Menge 
von 6150 t Weißzucker durch die Gemeinschaft an 
das UNRWA vor. 

Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 1475/72 
des Rates vom 10. Juli 1972 über die Lieferung von 
Zucker an das UNRWA im Rahmen der Nahrungs- 
mittelhilfe 2) hat die Gemeinschaft bereits für das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 4000 1 Zucker geliefert. Die 
künftigen Lieferungen sind zu den gleichen Bedin- 
gungen, wie in der genannten Verordnung vorge- 
sehen, durchzuführen. Darüber hinaus ist auf Grund 
des Abkommens die Anpassung der für die Zucker- 
wirtschaftsjahre 1973/1974 und 1974/1975 vorgesehe- 
nen Mengen zu berücksichtigen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Gemäß dem Abkommen wird dem UNRWA in der 
Gemeinschaft hergestellter und im freien Verkehr 
befindlicher Weißzucker als Nahrungsmittelhilfe 
in folgenden Mengen zur Verfügung gestellt: 

a) 2150 t für das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/1973; 

b) 6150 t für das Zuckerwirtschaftsjahr 1973/1974; 

c) 6150 t für das Zuckerwirtschaftsjahr 1974/1975. 

Sollten die für die Zuckerwirtschaftsjahre 1973/ 
1974 und 1974/1975 vorgesehenen Mengen jedoch 
gemäß Artikel 12 des Abkommens um 2000 t oder 
mehr geändert werden, so ändern sich die Zahlen 
unter b) und c) in gleicher Weise. 

2. Die Bereitstellung der Ware cif Entladungshafen 
erfolgt nach dem Ausschreibungsverfahren. 

3. Die Bedingungen für die Ausschreibung sowie 
die weiteren Einzelheiten für die Anwendung 
dieses Artikels werden nach dem Verfahren des 
Artikels 40 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 174/73 ^), 
erlassen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 157 
vom 13. Juli 1972, S. 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 1 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg t, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 



Drucksache 7/390 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Artikel 2 

1 . Zur Durchführung des Artikels 1 werden von der 
Gemeinschaft finanziert: 

— der Wert des Zuckers auf der cif-Stufe und 

— gemäß den in Artikel V des Abkommens vor- 
gesehenen Bedingungen, die Beförderungs- 
kosten bis zum Bestimmungsort und die Ver- 
teilungskosten. 

2. Die Ausgaben im Zusammenhang mit der Durch- 
führung dieser Verordnung gehen zu Lasten von 
Titel 9 „Nahrungsmittelhilfe und sonstige Aus- 
gaben" des Haushalts der Europäischen Gemein- 
schaften. 

Artikel 3 

1. Für die Ausgaben im Zusammenhang mit Arti- 
kel 2 Absatz 1 erster Gedankenstrich beschließt 
die Kommission nach Anhörung des Ausschusses 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, auf Antrag der be- 
treffenden Mitgliedstaaten, die Gewährung von 
Vorschüssen an diese Staaten. Die Kommission 
schließt die Rechnungen der Mitgliedstaaten an 
Hand der von ihnen vorgelegten Belege inner- 


halb einer Frist von höchstens sechs Monaten 
nach ihrer Vorlage ab. Die Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Absatz werden erforderlichen- 
falls nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. 
April 1970 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 ®), festgelegt. 

2. Für die in Artikel 2 Absatz 1 zweiter Gedanken- 
strich genannten Ausgaben zahlt die Kommission 
dem UNRWA den in Artikel 5 des Abkommens 
vorgesehene Pauschalbetrag. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. März 1973 - 1/4 (IV H) -680 70 ^E- Zu 21/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. März 1973 dem Hern Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Das am 18. Dezember 1972 zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Hilfswerk 
der Vereinten Nationen für die Palästina-Flüchtlinge 
(UNRWA) geschlossene Abkommen über die Hilfe- 
leistung für die Flüchtlinge in den Ländern des Na- 
hen Ostens sieht insbesondere die jährliche Liefe- 
rung von 6150 t Weißzucker durch die Gemeinschaft 
vor. 

Die Gemeinschaft hat bereits für das Zuckerwirt- 
schaftsjahr 1972/1973 4000 t geliefert; somit hat sie 
für 1972/1973 noch 2150 t zu liefern, und es wird vor- 
geschlagen, je Zuckerwirtschaftsjahr 1973/1974 und 
1974/1975 die Lieferung von 6150 t vorzusehen. 

Die Kommission macht den Rat auf die Dringlichkeit 
dieser Maßnahme aufmerksam, weil die Gefahr be- 
steht, daß die Zuckervorräte der UNRWA Ende 
März aufgebraucht sind, so daß insbesondere das 
Parlament in dieser Angelegenheit rasch befaßt wer- 
den muß. 

Die finanziellen Belastungen werden mit 27 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg veranschlagt, das sind 
600 000 RE für 1972/1973, 1,66 Millionen RE für 1973/ 
1974 und ein Betrag in gleicher Höhe für 1974/1975. 
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